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Der Sprung in die Energiezukunft birgt nicht nur Risiken, sondern auch Potenziale
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Auf der Basis einer Analyse [1] der wenigen 
öffentlich verfügbaren fundierten Studien 
zum Ausstieg aus der Kernenergie lässt sich 
schlussfolgern, dass die Großhandelsstrom-
preise in Deutschland infolge eines vorge-
zogenen Ausstiegs für den Zeitraum einiger 
Jahre in einer Größenordnung von bis zu 0,5 
bis 1 ct/kWh ansteigen könnten. Dies würde 
sich abgeschwächt auch auf Haushaltskun-
den auswirken. Der Durchschnittshaushalt 
würde mit rd. 25 € pro Jahr mehr belastet, 
wobei mögliche Kostensenkungen durch 
Stromeinsparungen noch nicht berücksich-
tigt sind. 
Bei allen Debatten um Preiseffekte darf 
nicht vergessen werden, dass ein beschleu-
nigter Ausstieg aus der Kernenergie auch 
diverse positive Effekte hat, bspw. eine Ver-
ringerung der nuklearen Risiken oder eine 
Beschleunigung des ohnehin notwendigen 
Umbaus des Energiesystems. Die Autoren 
unterstützen hier ganz ausdrücklich die 
Aussage der Ethik-Kommission, dass der 
Ausstieg, neben den Risiken auch mit be-
sonderen Chancen verbunden ist [2].
Differenzierte Betrachtung 
notwendig
Im Folgenden werden die bisher öffentlich 
verfügbaren fundierten Untersuchungen 
sowie ausgewählte Stellungnahmen wich-
tiger Akteure zur Frage der erwartenden 
Strompreiseffekte vorgestellt und anhand 
zentraler Anforderungen bewertet, die an 
Studien zu Strompreiswirkungen zu stellen 
sind. Darauf aufbauend soll anschließend 
die Frage beantworten werden, wie stark 
der Strompreis infolge eines beschleunigten 
Atomausstiegs tatsächlich steigen könnte.
Bei der Analyse unterschiedlicher Stellung-
nahmen zu den erwarteten Strompreiseffek-
ten eines frühzeitigen Kernenergieausstiegs 
zeigt sich, dass häufig zwar von zukünftigen 
Änderungen des Strompreises bei einem 
beschleunigten Ausstieg die Rede ist, diese 
Änderungen aber nicht immer eindeutig den 
verschiedenen tatsächlichen Ursachen zuge-
wiesen werden [3]. Nur weil ein Ausstieg aus 
der Kernenergienutzung bspw. für das Jahr 
2020 unterstellt wird, heißt das nicht, dass 
sich ein bis zu diesem Jahr erwarteter Strom-
preisanstieg (vollständig) auf diesen Ausstieg 
zurückführen lässt. Vielmehr hätten sich auch 
ohne einen beschleunigten Ausstieg mögliche 
kostensteigernde Effekte ergeben, z. B. auf-
grund des ohnehin bereits geplanten Ausbaus 
der erneuerbaren Energien, des damit einher-
gehenden zusätzlichen Investitionsbedarfs in 
die Stromnetze sowie voraussichtlich auch ei-
nes Anstiegs der CO
2-Zertifikatspreise.
Ebenfalls ist bei Aussagen zu Strompreisef-
fekten einer bestimmten energiepolitischen 
Maßnahme, wie bspw. einem beschleunig-
ten Kernenergieausstieg, zu beachten, dass 
der Strommarkt ein dynamisches System 
darstellt. Insofern kann davon ausgegangen 
werden, dass ein ausgelöster Preiseffekt im 
Zeitverlauf nicht konstant bleiben wird. 
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Aktuelle Studien und ausge-
wählte Stellungnahmen 
Im Folgenden werden drei bis Ende Mai 
2011 veröffentlichte Studien diskutiert, die 
unter Rückgriff auf Strommarktmodelle 
untersuchen, wie sich die Strompreise in 
Deutschland als Folge eines beschleunigten 
Kernenergieausstiegs entwickeln werden. 
Darüber hinaus wird zusätzlich auf eine in 
den Medien viel beachtete Pressemitteilung 
der Deutschen Energie-Agentur (dena) von 
Mitte April eingegangen.
Studie der r2b im Auftrag des BDI
Das Beratungsunternehmen r2b energy con-
sulting (r2b) untersucht in einer im April 
2011 veröffentlichten Studie im Auftrag des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDI) die energiewirtschaftlichen Effekte 
eines beschleunigten, d. h. bis Ende des Jah-
res 2017 abgeschlossenen Kernenergieaus-
stiegs [4]. Hierzu wurden zwei verschiedene 
Szenarien erstellt und miteinander vergli-
chen, die sich nur in der Frage der Betriebs-
dauer der KKW unterscheiden: 
Das Szenario „Energiekonzept“, das Q
Laufzeitverlängerungen (LZV) der deut-
schen KKW gemäß dem im Herbst 2010 
vorgelegten Energiekonzept der Bundesre-
gierung vorsieht, und 
das Szenario „Ausstieg 2017“, das an-Q
nimmt, dass die seit Beginn des dreimonati-
gen Moratoriums abgeschalteten KKW nicht 
wieder ans Netz gehen und die restlichen 
neun deutschen KKW Ende 2017 abgeschal-
tet werden. 
Im Jahr 2020 liegt der Strompreis für pri-
vate Haushalte nach den Ergebnissen des 
verwendeten europaweiten Strommarkt-
modells [5] demnach bei einem schnellen 
Ausstieg um rd. 0,9 ct/kWh bzw. um 3 bis 
4 % über dem Preis, der sich im Falle eines 
späteren Ausstiegs gemäß Energiekonzept 
ergeben würde. Zwischenzeitlich kommt es 
in den Jahren 2018 und 2019, also unmit-
telbar nach der angenommenen simultanen 
Abschaltung aller nicht vom Moratorium be-
troffenen KKW, zu einer höheren Differenz 
von 1,5 bzw. 1,3 ct/kWh.
Für die stromintensive Industrie weist die 
Studie die größten absoluten und insbeson-
dere relativen Preisunterschiede zwischen 
beiden Szenarien auf. Die Preisdifferenz 
zwischen beiden Szenarien beträgt im Jahr 
2020 1,3 ct/kWh, d. h. der Preis im Sze-
nario „Ausstieg 2017“ liegt dann um 9 bis 
10 % über dem Preis im Szenario „Ener-
giekonzept“. Die stromintensive Industrie 
wäre demnach am stärksten von einem 
raschen Ausstieg aus der Kernenergienut-
zung betroffen. Der Grund hierfür liegt in 
der Befreiung dieser Unternehmen von der 
EEG-Umlage: Die energieintensive Industrie 
profitiert im Gegensatz zu den anderen End-
verbrauchern nicht von einer verminderten 
EEG-Umlage infolge der steigenden Groß-
handelspreise.
Trotz einer im Wesentlichen transparenten 
und nachvollziehbaren Methodik lassen sich 
zwei zentrale Kritikpunkte gegen die Berech-
nungen hervorbringen, die zu der Schlussfol-
gerung führen, dass die Ergebnisse der r2b-
Studie tendenziell eine Überschätzung des 
zu erwartenden Strompreisanstiegs im Fall 
eines schnellen Ausstiegs darstellen:
Für die Berechnung der Restlaufzeiten Q
der KKW wurde eine durchschnittliche Ver-
fügbarkeit von 90 % angenommen. Dies ent-
spricht rd. 7 880 durchschnittlichen Jahres-
volllaststunden. In den Jahren 2007 bis 2009 
erreichten die deutschen KKW im Durch-
schnitt demgegenüber nur 7 240 Jahresvoll-
laststunden [6]. Es ist davon auszugehen, 
dass aufgrund der zunehmenden Einspei-
sung von Strom aus fluktuierenden erneu-
erbaren Energien bis 2020 der Regelbedarf 
deutscher KKW zunehmen wird und infolge 
dessen die durchschnittlichen Jahresvolllast-
stunden gegenüber den letzten Jahren eher 
noch sinken würden [7]. Eine niedrigere Aus-
lastung von bspw. 80 oder 85 % würde dazu 
führen, dass die Differenz zwischen den bei-
den Szenarien in Bezug auf die insgesamt im 
Betrachtungszeitraum erzeugte Strommenge 
aus KKW geringer ausfällt. Entsprechend ge-
ringer wäre auch der Bedarf an zusätzlicher 
Stromerzeugung aus anderen Kraftwerken 
im Szenario „Ausstieg 2017“ gegenüber dem 
Szenario „Energiekonzept“. Dies würde die 
Strompreisdifferenzen zwischen beiden Sze-
narien tendenziell verringern.
Zwar übernimmt die Studie die Vor-Q
gaben und Ziele des Energiekonzepts der 
Bundesregierung [8] in Hinblick auf die 
Laufzeitverlängerungen der KKW sowie den 
Anteil der erneuerbaren Energien an der 
Bruttostromerzeugung in 2020 (35 %). Es 
wird allerdings nicht die Erfüllung des Re-
duktionsziels beim Strombedarf (-10 % bis 
2020 gegenüber 2008) angenommen. Statt-
dessen wird ein Bruttostromverbrauch in 
Höhe von 615 TWh für das Jahr 2020 unter-
stellt, was exakt dem Verbrauch des Jahres 
2008 entsprechen würde [9]. 
Wenn in der Modellierung das Ziel 10 %Q
Strom einzusparen übernommen worden 
wäre, müssten in beiden Szenarien Kraft-
werke mit hohen Grenzkosten seltener zum 
Einsatz kommen. Aus diesem Grund – und 
weil bei geringerer Stromnachfrage auch 
die CO
2-Zertifikatspreise weniger stark an-
stiegen – würden die Strompreise in beiden 
Szenarien niedriger liegen. 
Da im Szenario „Ausstieg 2017“ ein Teil der 
Kraftwerke mit sehr niedrigen Grenzkos-
ten wegfallen und entsprechend häufiger 
Kraftwerke mit hohen Grenzkosten (v. a.
Gaskraftwerke) zum Einsatz kommen, ist 
zu erwarten, dass ein um 10 % niedrigerer 
Strombedarf hier einen stärker absenken-
den Effekt auf die Großhandelspreise hätte 
als im Szenario „Energiekonzept“. Entspre-
chend niedriger würde die Preisdifferenz 
zwischen beiden Szenarien ausfallen [10].
Zudem kann kritisiert werden, dass trotz 
unterschiedlicher Strompreisentwicklung 
die Nachfrage nach Strom in beiden Szena-
rien als identisch unterstellt wird. Plausibel 
wäre hingegen, dass höhere Strompreise 
bzw. allein die Erwartung höherer Strom-
preise in der Zukunft die Nachfrage nach 
Strom nicht zuletzt durch weitergehende 
Investitionen in effizientere Geräte und Ma-
schinen verringern würde.
Fragwürdige Interpretation des BDI
Neben dieser kritischen Einordnung einiger 
Annahmen der Studie von r2b soll schließlich 
noch auf die Interpretation der Studie durch 
den Auftraggeber eingegangen werden:
In seiner Pressemeldung [11] zu den Q
Ergebnissen der Studie fokussiert der BDI 
auf das Jahr 2018, in dem die Strompreisdif-
ferenzen am höchsten sind. Nicht erwähnt 
wird, dass die Preisdifferenzen in den vor-
herigen Jahren deutlich niedriger sind und 
auch nach 2018 wieder sinken. 
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Auffällig ist außerdem, dass von ei-Q
nem zusätzlichen Anstieg des Anstiegs der 
Stromkosten (im Jahr 2018) für ein typisches 
energieintensives Unternehmen um 222 %
die Rede ist. Gemeint ist der zusätzliche 
Kostenanstieg im Szenario „Ausstieg 2017“ 
gegenüber dem sich im Szenario „Energie-
konzept“ bereits ohne einen Ausstieg erge-
benden Kostenanstieg. 
Während diese Aussage in der Pressemit-
teilung zwar krampfhaft dramatisierend 
erscheinen mag, ist sie immerhin eindeu-
tig formuliert. In einem Gastbeitrag im 
„Handelsblatt“ schafft BDI-Chef Hans-Peter 
Keitel diese Eindeutigkeit zwei Tage nach 
Veröffentlichung der Pressemitteilung nicht 
mehr. Er formuliert missverständlich: „Die 
Unternehmen, die besonders auf Energie 
angewiesen sind, wären existenziell betrof-
fen. Für sie würden die Energiepreise um 
zusätzliche 222 Prozent steigen“ [12]. 
Diese Aussage wurde am gleichen Tag u. a.
von Reuters aufgegriffen und nun endgültig 
falsch wiedergegeben: „Für die Unterneh-
men, die besonders auf Energie angewiesen 
seien, könne ein Ausstieg aus der Atom-
kraft-Nutzung bis 2017 die Energiepreise 
um 222 Prozent in die Höhe treiben und die 
Branche damit existenziell gefährden“ [13].
Gutachten der enervis im 
Auftrag des VKU
Das Kurzgutachten der enervis energy ad-
visors (enervis) für den Verband kommunaler 
Unternehmen (VKU) zu den Auswirkungen 
eines Ausstiegs aus der Kernenergienutzung 
bis zum Jahr 2020 wurde im Mai veröffent-
licht [14]. Auch hier wurden zwei verschie-
dene Szenarien der zukünftigen Entwicklung 
des deutschen Strommarktes erstellt, die sich 
ausschließlich in den Laufzeiten der KKW 
unterscheiden. Der Betrachtungszeitraum 
umfasst die Jahre 2011 bis 2025. Im Gegen-
satz zu der zuvor untersuchten Studie von 
r2b wird im Gutachten von enervis allerdings 
für beide Szenarien angenommen, dass die 
sieben ältesten KKW (Inbetriebnahme vor 
1981), die infolge des Moratoriums außer 
Betrieb genommen wurden, auch in Zukunft 
nicht wieder hochgefahren werden [15].
Im Szenario „Schneller Ausstieg“ wird Q
ein Ausstieg aus der Kernenergienutzung 
bis zum Jahr 2020 angenommen. Konkret 
wird unterstellt, dass neben der sofortigen 
Stilllegung der sieben ältesten KKW die 
restlichen KKW eine Betriebsgenehmigung 
bis jeweils 31 Jahre nach ihrer Inbetriebnah-
me erhalten. Demnach würde im Jahr 2020 
mit Neckarwestheim 2 der letzte Reaktor 
vom Netz gehen. 
Im Szenario „Langsamer Ausstieg“ lau-Q
fen die zehn jüngeren Reaktoren auf Basis 
der ihnen im Rahmen der LZV aus dem Jahr 
2010 zugebilligten zusätzlichen Reststrom-
menge weiter. D. h. über den gesamten 
Betrachtungszeitraum der Studie bis 2025 
bleibt ein Sockel von rund 14 000 MW an 
Kernenergieleistung im Markt. Erst nach 
2028 baut sich dieser Sockel auf Basis der 
Reststrommengen stufenweise langsam ab.
Die weiteren zentralen Annahmen, wie die 
Entwicklung der Brennstoff- und CO
2-Preise, 
die Ausbaupfade für die erneuerbaren Ener-
gien, die technisch-ökonomischen Parameter 
der unterschiedlichen Technologien sowie 
die Entwicklung der Stromnachfrage sind 
für beide Szenarien identisch. Allerdings 
geht aus der Studie nicht hervor, wie genau 
sich einige wesentliche Parameter, bspw. die 
Stromnachfrage sowie die Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien, in den Szenari-
en über den Betrachtungszeitraum annahme-
gemäß entwickeln werden. Ebenfalls finden 
sich in dem Kurzgutachten keine detaillier-
ten Informationen über das für die Erstellung 
der Szenarien verwendete Modell.
Während der Großhandelspreis am Ende 
der Betrachtungsperiode in beiden Szenari-
en praktisch identisch ist, ist er im Szenario 
„Ausstieg 2020“ im „Ausstiegszeitraum“ 
zwischen 2013 und 2021 etwas höher als im 
Szenario „Langsamer Ausstieg“. Die Preis-
differenz erreicht dabei im Jahr 2017 mit 
etwa 10 €/MWh ihr Maximum. Der schnelle 
Ausstieg führt also im Vergleich zu einem 
langsamen Ausstieg „vorübergehend zu ei-
nem moderaten Strompreisanstieg“.
Die Autoren des Kurzgutachtens schluss-
folgern: „Ein Ausstieg aus der Kernenergie-
nutzung in Deutschland bis zum Jahr 2020 
bedingt […] keine dauerhaften preislichen 
Verwerfungen.“ Nach 2022 sind die Strom-
preise in beiden Szenarien identisch. Denn 
auch im Szenario „Langsamer Ausstieg“ wer-
den konventionelle (nicht-nukleare) Kraft-
werkskapazitäten altersbedingt stillgelegt, 
was ab 2019 zu einem stärkeren Preisanstieg 
führe. Andererseits wirke der frühere Neu-
bau von Kraftwerken im Szenario „Ausstieg 
2020“ durch deren höhere Wirkungsgrade 
dämpfend auf die (Grenz-)Kosten.
Neben der geringen Transparenz in Bezug 
auf das verwendete Strommarktmodell so-
wie einige zentrale Annahmen kann auch 
hier kritisiert werden, dass mögliche Wech-
selwirkungen eines beschleunigten Kern-
energieausstiegs auf den Strommarkt nicht 
berücksichtigt werden: So könnte in einem 
Szenario mit einem beschleunigten Aus-
stieg gegenüber einem Szenario mit einem 
langsameren Ausstieg infolge des schnel-
leren Ausstiegs die Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien höher sein und die 
Stromnachfrage sowie die CO
2-Preise nied-
riger, was jeweils einen dämpfenden Effekt 
auf den Großhandelspreis hätte.
Berechnungen des DIW
Ebenfalls im Mai 2011 stellte das DIW Be-
rechnungen zu den Effekten des Moratori-
ums sowie zu den Effekten eines vollständi-
gen Ausstiegs aus der Kernenergie vor [16]. 
Anders als in den zwei zuvor diskutierten 
Studien hat das DIW seine Berechnungen 
mit dem Strommarktmodell ESYMMETRY 
nicht im Zeitverlauf durchgeführt, sondern 
drei verschiedene Szenarien für ein fiktives 
Jahr 2011 modelliert. 
Im Szenario „Bestand 2010“ wurde Q
der Strommarkt mit den Ende 2010 in Be-
trieb befindlichen Kraftwerken (darunter 
15 KKW) modelliert. 
Im Szenario „Moratorium“ wurde ange-Q
nommen, dass die im Rahmen des Morato-
riums abgeschalteten sieben ältesten KKW 
das gesamte Jahr 2011 über nicht zur Ver-
fügung stehen. 
Schließlich wurde ein Szenario „Keine Q
AKW“ berechnet, in dem komplett aus der 
Kernenergie ausgestiegen wurde, also gar 
keine KKW mehr in Betrieb sind [17].
Im Szenario „Bestand 2010“ beträgt der 
Strompreis für Privathaushalte 25,5 ct/
kWh, während der Preis im Szenario „Mo-
ratorium“ mit 25,8 ct/kWh um 0,3 ct/kWh
bzw. um gut 1 % höher liegt. Der Börsenpreis 
steigt dabei mit rd. 0,4 ct/kWh stärker, aller-
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dings sinkt aufgrund der negativen Korre-
lation die EEG-Umlage um 0,1 ct/kWh. Im 
Szenario „Keine AKW“ würde der Preis stär-
ker steigen, und zwar um 1,2 ct/kWh bzw. 
um rd. 5 % auf dann 26,7 ct/kWh. Auch hier 
wird eine deutlichere Erhöhung des Börsen-
preises durch eine Verringerung der EEG-
Umlage teilweise kompensiert.
Die Begrenzung der Berechnungen auf nur 
eine Periode erlaubt keine Aussagen über 
die dynamische Entwicklung der Stromprei-
se bei einem schrittweisen Ausstieg bzw. in 
den Jahren nach erfolgtem Ausstieg. Zudem 
können so auch keine ggf. preisdämpfenden 
Effekte von flankierenden Strategien (z. B.
stärkerer Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien, Stromeinsparungen) berücksichtigt 
werden. 
Pressemitteilung der dena
In ihrer Pressemitteilung vom 18.4.2011 er-
klärt die dena [18], dass sie den Ausstieg aus 
der Kernenergie befürwortet und ihn „in ei-
nem Zeitraum bis 2020/2025 für machbar“ 
hält. Das gebe „ausreichend Zeit, um den 
Einstieg in eine umfassende Energiewende 
sozialverträglich zu gestalten und den In-
dustriestandort Deutschland zu sichern“. 
Gleichzeitig werden in der Pressemitteilung 
dena-Berechnungen zu den Effekten einer 
Energiewende auf die Strompreise bekannt-
gegeben. Demnach sei bis 2020 mit einer 
Erhöhung des Strompreises gegenüber dem 
heutigen Stand um 4 bis 5 ct/kWh zu rech-
nen.
Hierzu ist zu bemerken, dass der von der 
dena erwartete Strompreisanstieg nicht 
ausschließlich auf einen beschleunigten 
Kernenergieausstieg zurückgeführt wer-
den kann, denn die von der dena für den 
Strompreisanstieg angeführten Gründe sind 
grundsätzlich unabhängig von einer Be-
schleunigung des Ausstiegs. Die Notwendig-
keit der Erfüllung der nationalen Ziele und 
europäischen Verpflichtungen Deutschlands 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien 
hängt bspw. nicht von der Nutzungsdauer 
der Kernenergie ab [19]. Weiterhin werden 
Kosten einer Energiewende mit Preiseffek-
ten gleichgesetzt, was für viele der Kosten-
komponenten so nicht zulässig ist.
Fazit: Keine drastischen 
Strompreiseffekte
Die Diskussion der letzten Monate um einen 
beschleunigten Kernenergieausstieg war 
sehr stark von der Debatte um die Höhe der 
damit voraussichtlich verbundenen (kurz-
fristigen) Strompreiseffekte dominiert. Die 
Fokussierung auf kurzfristige Effekte führte 
schnell dazu, dass lediglich der Preisanstieg 
in der Diskussion stand. Nicht vergessen 
werden darf, dass der Sinn eines beschleu-
nigten Ausstiegs in der Kostenvermeidung 
durch eine Verringerung der nuklearen Ri-
siken liegt; zudem hat er auch positive Effek-
te, bspw. eine Beschleunigung des ohnehin 
notwendigen Umbaus des Energiesystems 
mit seinen potenziell positiven konjunktu-
rellen Effekten. 
Eine korrekte Bewertung der gesamtwirt-
schaftlichen Wirkungen eines beschleunig-
ten Ausstiegs aus der Kernkraft muss die 
genannten Aspekte mit berücksichtigen. 
Aber auch wenn man nur die kurzfristigen 
Strompreiseffekte eines schnelleren Aus-
stiegs fokussiert, können viele Aussagen 
Tab.: Hauptergebnisse der untersuchten Studien im Überblick
Vergleichssituationen bzw. 
-szenarien für die 
Ermittlung des 
Strompreiseffekts
Betrach-
tungszeit-
raum/
-punkt
Auswirkungen (ausschließlich) 
eines schnellen/schnelleren 
Kernenergieausstiegs auf 
den Strompreis (pro kWh)
Gesamter Strom-
preisanstieg für 
Privat-HH 2020 vs. 
2010/2011 (pro kWh)
Anmerkungen
Großhandel 
(Grundlast)
Privathaus-
halte
Strominten-
sive Industrie
r2b energy 
consulting 
(BDI)  
Ausstieg bis 2017 gegenüber 
Laufzeitverlängerung etwa nach 
Energiekonzept
2012-2020 +1,1 ct (in 
2020) 
+0,7 ct (in 
2020) 
+1,3 ct (in 
2020) 
Energiekonzept: 
+3,3 ct
Ausstieg 2017: +4,2 ct
Berechnungen von zwei Sze-
narien unter Rückgriff auf ein 
Strommarktmodell
enervis 
energy 
advisors 
(VKU)
Ausstieg bis 2020 (Laufzeit 31 
Jahre) gegenüber langsamem 
Ausstieg (Energiekonzept mit 
Sofortabschaltung der sieben 
ältesten KKW)
2011-2025 +0,7 ct (Ø 
2015-2021)
+0,36 ct (Ø 
2015-2021) 
k. A. k. A. k. A. (Großhandels-
preis steigt 2,1 ct bei 
langsamem Ausstieg, 
2,9 ct bei schnellem 
Ausstieg)
Berechnungen von zwei Sze-
narien unter Rückgriff auf ein 
Strommarktmodell (nur Groß-
handelspreise angegeben)
Kemfert/
Traber 
(DIW)
Jeweils Jahr 2011: Drei Szena-
rien mit a) 15 KKW in Betrieb, 
b) 9 KKW in Betrieb, c) 0 KKW 
in Betrieb
2011 +1,4 ct (bei 
vollständi-
gem Aus-
stieg)
+1,2 ct k. A. - Berechnungen von drei Sze-
narien unter Rückgriff auf ein 
Strommarktmodell
dena Ausstieg bis 2020/2025 ge-
genüber heute
2020 k. A. k. A. k. A. Energiewende: 
+4 bis +5 ct
Nur gesamter Strompreisan-
stieg einer umfassenden 
Energiewende; explizite Ko-
stenabschätzung (3,5 ct für 
Erzeugungsseite + 1 ct für 
Netzausbau)
Öko-Insti-
tut (WWF)
Ausstieg zw. 2015 und 2020 
gegenüber Laufzeitverlänge-
rung nach Energiekonzept
k. A. +0,5 ct, 
max. +1 ct
+0,13 ct, 
max. 
0,25 ct 
+0,25 ct, 
max. +0,5 ct
k. A. Grobabschätzung einer Ober-
grenze über Modellierung und 
empirische Untersuchungen
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der genannten Studien bzw. der Pressemitteilung
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der letzten Wochen einer kritischen Analyse 
nicht standhalten. 
Ergebnisse der Studien im Vergleich
Die Tabelle gibt die Hauptergebnisse der 
aktuellen Studien von r2b für den BDI, von 
enervis für den VKU sowie des DIW wieder, 
die einen methodischen Mindeststandard 
einhalten. Alle drei untersuchen modellba-
siert die Unterschiede zwischen verschiede-
nen Szenarien, die speziell für die Beantwor-
tung der Frage nach den Strompreiseffekten 
(ausschließlich) eines Kernenergieausstiegs 
entwickelt wurden.
Sowohl das DIW als auch r2b errechnen eine 
maximale Differenz der Großhandelspreise 
bei einem vollständigen Ausstieg gegenüber 
einer LZV nach dem Energiekonzept vom 
Herbst 2010 von rd. 1,5 ct/kWh. Den Be-
rechnungen in beiden Untersuchungen lie-
gen jedoch extreme Annahmen zugrunde, 
die so in der Realität nicht zu erwarten sind 
und die zu einer Verstärkung des Preisef-
fekts führen. Zu diesen Annahmen gehören 
insbesondere die plötzliche Abschaltung von 
mehr als der Hälfte der gesamten deutschen 
KKW-Kapazität (r2b) bzw. fast der gesam-
ten Kapazität (DIW) zu einem bestimmten 
Zeitpunkt sowie die Vernachlässigung zu 
erwartender Änderungen der Stromnach-
frage. Die Studie von enervis, die jedoch in 
beiden Szenarien das Moratorium als dau-
erhaft unterstellt, errechnet eine maximale 
Differenz bei den Großhandelspreisen von 
etwa 1,0 ct/kWh für einen schrittweisen 
Ausstieg bis 2020. 
Sowohl die r2b-Studie, als auch die enervis-
Studie zeigen außerdem deutlich, dass diese 
maximalen Preiseffekte nur kurzfristig zu 
erwarten sind und sich bereits nach wenigen 
Jahren deutlich verringern bzw. wieder auf-
lösen. Analysen des Öko-Instituts [20] unter-
stützen die Vermutung, dass die r2b-Studie 
den zukünftigen Strompreisanstieg infolge 
eines frühzeitigen Kernenergieausstiegs eher 
überschätzt. Das Öko-Institut grenzt über un-
terschiedliche methodische Herangehenswei-
sen den maximal zu erwartenden ausstiegs-
bedingten Anstieg der Großhandelspreise auf 
etwa 0,5 ct/kWh ein. 
Auf Grundlage der analysierten Studien ist 
daher davon auszugehen, dass bei einem 
schrittweisen Ausstieg aus der Kernener-
gienutzung bis etwa 2020 bei einer im Aus-
stiegsfall beschleunigten Erschließung der 
Effizienzpotenziale und einem forcierten 
Ausbau der erneuerbaren Energien der auf 
den schnelleren Ausstieg zurückzuführende 
Anstieg des Großhandelsstrompreises auf 
maximal etwa 1,0 ct/kWh begrenzt werden 
kann und dieser maximale Anstieg auch nur 
kurzfristig auftreten würde. 
Kurzfristige Preiswirkungen 
Auf die für die politische Diskussion ent-
scheidenden Haushaltsstrompreise wirkt 
sich der mögliche Anstieg der Großhandels-
preise abgeschwächt aus. Wird folglich von 
einem maximalen Anstieg der Haushalts-
strompreise von etwa 0,7 ct/kWh ausge-
gangen, so würden für einen Durchschnitts-
haushalt mit einem jährlichen Verbrauch 
von 3 500 kWh maximal bis zu rund 25 €
zusätzlich anfallen. 
Für die stromintensive Industrie könnte die 
Auswirkung bei einem um etwa 1,0 ct/kWh
höheren Großhandelspreis mit bis zu 1,3 ct/
kWh – wenn den Ergebnissen der Studie 
von r2b gefolgt wird – dagegen deutlicher 
ausfallen, insbesondere weil hier keine 
Kompensation durch die in Folge höherer 
Großhandelspreise sinkende EEG-Umlage 
entsteht. Prozentual kann dieser Anstieg 
signifikant sein. Bei dieser Größenordnung 
erscheint es sinnvoll, Möglichkeiten der 
Vermeidung der dadurch (kurz- bis mittel-
fristig) möglicherweise entstehenden Wett-
bewerbsnachteile zu prüfen. 
Eine in jedem Fall sinnvolle Möglichkeit, die 
Auswirkungen auf die Industrie, aber auch 
auf die übrigen Verbraucher zu begren-
zen, stellt eine gezielte Unterstützung bei 
der verstärkten Erschließung der Energie-
effizienzpotenziale dar. Die realisierbaren 
Einsparpotenziale beim Strombedarf der 
verschiedenen Verbrauchergruppen wer-
den bis etwa 2020 auf eine Größenordnung 
von je nach Maßnahmenkatalog 13 bis 23 %
geschätzt [21]. Hierdurch könnten die sich 
ggf. ergebenden Mehrbelastungen durch 
(auf verschiedene Gründe zurückzuführen-
de) spezifische Strompreisanstiege teilweise 
oder vollständig in der für die Gesamtkos-
ten relevanten Stromrechnung kompensiert 
werden.
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